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Veranstaltung zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
Es gilt seit dem 18.08.2006: das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz. Seit diesem Zeitpunkt ist 
jeder deutsche Arbeitgeber gehalten, sich an dieses Gesetz zu halten. Das AGG hat mehrere 
EU-Richtlinien umgesetzt, verbunden mit wirksamen Sanktionen, insbesondere Schadensersatz, 
die eine Benachteiligung wegen bestimmter Merkmale verbieten. Das Gesetz will Benachteili-
gungen in der Arbeitswelt verhindern bzw. ahnden. Aufgrund dieses neuen Gesetzes wird in den 
Gesamtbereich der Personalarbeit eingegriffen. Jeder Unternehmer ist verpflichtet, seine Ent-
scheidungen - das heißeste Eisen ist dabei die Einstellung neuer Mitarbeiter - im Lichte des 
AGG zu überprüfen.  
 
Herr Rechtsanwalt Rainer Hoffmann, St. Ingbert, Fachanwalt für Arbeitsrecht und Dozent für 
Arbeits- und Tarifrecht an der Fachhochschule für Verwaltung, wird als kompetenter Referent 
umfassend informieren, welche innerbetrieblichen Maßnahmen jeder Unternehmer zu treffen 
hat, welche Rechte der Arbeitnehmer aus dem AGG hat, wer und wie eine Diskriminierung bzw. 
Nichtdiskriminierung zu beweisen hat und ganz wichtig: Es werden Handlungsanleitungen und 
erste Tipps für Arbeitgeber gegeben.  
 
Wir laden alle betroffenen Unternehmen recht herzlich zu unserer Veranstaltung  
 
„Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz“ am 5. September 2006, 19.00 Uhr, IHK Saar-

land, Saalgebäude, Räume 1 - 3, 
 
ein. 
 
Interessenten werden gebeten, sich zu der Veranstaltung anzumelden. 
Ansprechpartnerin: Rosemarie Kurtz, Tel.: (0681) 9520-601, Fax: (0681) 9520-690, E-Mail: 
rosemarie.kurtz@saarland.ihk.de. 
 
Sozialpläne richtig auslegen 
 
Sieht ein Sozialplan eine Abfindung für den Fall des Arbeitsplatzverlustes vor, besteht dieser 
Anspruch regelmäßig nur dann, wenn der Arbeitnehmer infolge der Betriebsänderung jedweden 
Arbeitsplatz verliert. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines Angestellten bei einem Bü-
romöbelunternehmen entschieden, der das in einer Änderungskündigung enthaltene Angebot 
einer Fortsetzung unter geänderten Bedingungen unter Vorbehalt angenommen hatte und des-
sen Arbeitsverhältnis erst später durch einen gerichtlichen Vergleich beendet wurde. In seiner 
Begründung verweist das Gericht darauf, dass das Arbeitsverhältnis nicht infolge einer durch die 
Betriebsänderung bedingten Kündigung geendet habe. Ein solcher Verlust sei mit einer Ände-
rungskündigung zum Zwecke der Versetzung dann nicht verbunden, wenn das Änderungsange-
bot angenommen werde. Denn nach allgemeinem Sprachgebrauch liege ein „Verlust des Ar-
beitsplatzes“ nur vor, wenn der Arbeitnehmer zukünftig nicht mehr vom bisherigen Arbeitgeber 
beschäftigt werde. Diese Voraussetzung sei bei einem „Wechsel des Arbeitsplatzes“ nicht erfüllt. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 13. Dezember 2005; Az.: 1 AZR 551/04) 
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Kündigung nach versäumter Arbeitsunfähigkeitsmeldung 
 
Verletzt ein Arbeitnehmer wiederholt die Anzeigepflicht bezüglich krankheitsbedingter Arbeitsun-
fähigkeit, kann dies nach entsprechender Abmahnung eine ordentliche Kündigung rechtfertigen. 
Das hat das Landesarbeitsgericht Köln im Fall eines Verpackungsfacharbeiters entschieden, der 
nach zweimaliger einschlägiger Abmahnung erneut seinen entsprechenden Anzeigepflichten 
nicht nachgekommen war. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass die verhal-
tensbedingte Kündigung sozial gerechtfertigt sei. Die wiederholte Verletzung der bestehenden 
Nebenpflicht (vgl. § 5 Abs. 1 Entgeltfortzahlungsgesetz) stelle keine Bagatelle dar, selbst wenn 
dadurch keine Störung der Arbeitsorganisation oder des Betriebsfriedens eingetreten sei. Die 
Kündigung sei auch nicht unverhältnismäßig, weil ihr zwei einschlägige Abmahnungen voraus-
gegangen seien. Im Rahmen der Interessenabwägung habe die Prognose ergeben, dass von 
weiterer Wiederholungsgefahr auszugehen gewesen wäre. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Köln vom 22. Dezember 2005; Az.: 6 Sa 1398/04) 
 
Nachvertragliches Wettbewerbsverbot 
 
Vereinbart ein Arbeitgeber mit einem Arbeitnehmer ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot, ist 
für die Wirksamkeit der Karenzentschädigung ein Verweis auf die gesetzlichen Vorschriften aus-
reichend. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall einer Ergotherapeutin entschieden, der vom 
Arbeitgeber während der Probezeit ordentlich gekündigt wurde. In dem vorformulierten Arbeits-
vertrag war vereinbart, dass nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses für zwölf Monate in ei-
nem Umkreis von 15 Kilometern bestimmte Wettbewerbshandlungen zu unterlassen seien. In 
seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass die von den Vertragsparteien vereinbarte 
Bezugnahme auf die gesetzlichen Regelungen (vgl. § 74 ff. HBG) aufgrund der dort enthaltenen 
Regelungsdichte auch die Zahlung der Karenzentschädigung abdecke. Außerdem setze ein 
nachvertragliches Wettbewerbsverbot, wenn nicht anderes vereinbart sei, nicht den Ablauf der 
Probezeit voraus. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 28. Juni 2006; Az.: 10 AZR 407/05) 
 
Betriebsräteschulung muss erforderlich sein 
 
Gehört ein Betriebsratsmitglied nach Beschlusslage des Betriebsrates nicht zu den Amtsträgern, 
die eine bestimmte Materie betreuen, ist für ihn eine spezielle Betriebsräteschulung in dieser 
Materie nicht erforderlich. Das hat das Landesarbeitsgericht Hamm im Fall eines Maschinenre-
parateurs entschieden, der einem 21-köpfigen Betriebsrat angehörte und an einer einwöchigen 
Betriebsräteschulung der IG Metall zum Thema Schichtplangestaltung teilgenommen hatte. Der 
Arbeitgeber hatte ihm daraufhin 37,5 Stunden von seinem Arbeitszeitkonto abgezogen. In seiner 
Begründung verweist das Gericht darauf, dass eine Betriebsräteschulung dann erforderlich sei, 
wenn sie unter Berücksichtigung der konkreten Verhältnisse im Betrieb und im Betriebsrat not-
wendig sei, um die derzeitigen und demnächst anfallenden Aufgaben ordnungsgemäß zu erle-
digen. Ob die Schulung eines bestimmten Mitglieds erforderlich sei, hänge entscheidend davon 
ab, inwieweit der Wissenstand des Betriebsrates insgesamt und die innerhalb des Betriebsrates 
bestehende Aufgabenverteilung dies erfordere. Da der betreffende Arbeitnehmer nicht zum 
Kreis der Amtsträger des Betriebsrates gehörte, die sich mit der Schichtplanung befassen sollte 
und zwei Betriebsratsmitglieder in einer entsprechenden Projektgruppe mitarbeiteten, sei eine 
weitere Schulung zur Aufrechterhaltung einer kompetenten Betriebsratsarbeit in diesem Bereich 
nicht erforderlich gewesen. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 7. April 2006; Az.: 13 Sa 2299/05) 
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Unbefristeter Arbeitsvertrag rechtfertigt Zurückstellung vom Wehrdienst 
 
Hat ein befristet beschäftigter Arbeitnehmer die konkrete Aussicht auf eine unbefristete Beschäf-
tigung und geht diese bei Einberufung zum Wehrdienst verloren, rechtfertigt dies die Zurückstel-
lung vom Wehrdienst. Das hat das Verwaltungsgericht Minden im Fall eines befristet beschäftig-
ten kaufmännischen Arbeitnehmers entschieden, dessen Arbeitgeber ihm eine unbefristete Be-
schäftigung zugesagt hatte, falls er nicht zum 1. Juli 2006 einberufen werde. In seiner Begrün-
dung verweist das Gericht darauf, dass der Arbeitnehmer seiner Einberufung in diesem Fall ei-
nen Zurückstellungsgrund entgegensetzen könne. Die angespannte Lage auf dem Arbeitsmarkt 
und insbesondere in kaufmännischen Berufen qualifiziere den Verlust eines bereits zugesagten 
Arbeitsplatzes als besondere Härte. Dieser Nachteil könne durch eine spätere Heranziehung 
zum Wehrdienst verhindert werden. 
(Urteil (noch nicht rechtskräftig) des Verwaltungsgerichts Minden vom 12. Juni 2006; Az.: 10 K 
803/06) 
 
Beweislast bei Mobbing 
 
Will ein Arbeitnehmer Ansprüche wegen Mobbing gegen den Arbeitgeber geltend machen, muss 
er die diskriminierenden Verhaltensweisen darlegen und erforderlichenfalls beweisen. Das hat 
das Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz im Fall eines Arbeitnehmers entschieden, der wegen 
behauptetem Mobbing durch Arbeitskollegen und Vorgesetzte ein Schmerzensgeld von mindes-
tens 15.000 Euro verlangt hatte. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass grund-
sätzlich das allgemeine Persönlichkeitsrecht durch so genanntes Mobbingverhalten von Vorge-
setzten und Kollegen verletzt werden könne. Arbeitsrechtlich setze der Begriff Mobbing aber 
fortgesetzte, auf einander aufbauende, der Anfeindung, Schikane oder Diskriminierung dienen-
de Verhaltensweisen durch Vorgesetzte oder Kollegen voraus. Derjenige, der einen Schmer-
zensgeldanspruch aus solchem Verhalten herleiten wolle, trage die Darlegungs- und Beweislast. 
Die substantiierte Darlegung erfordere zwar nicht generell die genaue Datumsangabe in jedem 
Einzelfall, wohl aber eine Schilderung der konkreten Situationen mit ungefährer Zeitangabe.  
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom 5. Oktober 2005; Az.: 9 Sa 199/05). 
 
Sperrzeit nach Verwirklichung der Religionsfreiheit 
 
Erhält ein Arbeitnehmer in einem Krankenhaus in kirchlicher Trägerschaft nach seinem zur Ver-
wirklichung der Religionsfreiheit erklärten Kirchenaustritt die Kündigung, ist eine Sperrzeit für 
den Arbeitslosengeldbezug gerechtfertigt. Das hat das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz im 
Fall einer Hausangestellten in einem Krankenhaus in katholischer Trägerschaft entschieden, die 
nach ihrem Kirchenaustritt die Kündigung erhielt. In seiner Begründung verweist das Gericht 
darauf, dass die Sperrzeit von zwölf Wochen eintrete (vgl. § 144 Abs. 1 Nr. 1 SBG III), wenn der 
Arbeitslose sein Beschäftigungsverhältnis gelöst oder durch ein vertragswidriges Verhalten dazu 
Anlass gegeben habe und dadurch die Arbeitslosigkeit grob fahrlässig herbeigeführt habe ohne 
dass ein wichtiger Grund vorliege. Im Rahmen der Güterabwägung zwischen den Interessen der 
Versichertengemeinschaft und der negativen Religions- und Bekenntnisfreiheit könne vorliegend 
die Funktionsfähigkeit der Arbeitslosenversicherung Vorrang beanspruchen. 
(Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 30. März 2006; Az.: L 1 AL 162/05). 
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Erklärende Verwaltungsanweisung zur privaten Nutzung des betrieblichen Kfz 
 
Aufgrund des Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen sollte die pau-
schale Ein-Prozent-Methode zur Ermittlung der privaten Pkw-Nutzung nur noch bei Fahrzeugen 
anwendbar sein, die zu mehr als 50 Prozent betrieblich genutzt werden. Auch wenn der Name 
des Gesetzes vermuten lässt, dass es sich zuvor bei der Ermittlung des privaten Nutzungsantei-
les per Ein-Prozent-Methode für Fahrzeuge des gewillkürten Betriebsvermögens (betriebliche 
Nutzung zwischen zehn und 50 Prozent) um einen schlimmen Missbrauch von Steuergestaltun-
gen handelt, so ist zunächst festzuhalten, dass dem nicht so ist. Vielmehr wurde lediglich den 
gesetzlichen Regelungen Folge geleistet. Vom Gesetzesnamen sollte man sich daher nicht ein-
schüchtern lassen, wenngleich die Änderung bereits zum 1. Januar 2006 in Kraft getreten ist, 
obwohl das Gesetz selbst erst auf den 28. April 2006 datiert. 
 
Da Kfz, die zu weniger als zehn Prozent betrieblich genutzt werden, automatisch Privatvermö-
gen sind, stellte sich bislang Frage, wie denn bei Kfz des gewillkürten Betriebsvermögens die 
private Mitnutzung zu bewerten ist. Ebenso war vollkommen unklar, auf welche Weise über-
haupt ermittelt werden soll, dass der Wagen zu mehr oder weniger als 50 Prozent betrieblich 
genutzt wird. Eine Aktuelle Verwaltungsanweisung vom 7. Juli 2006, also mehr als ein halbes 
Jahr nach Gültigkeit der Regelung, gibt nun die richtige Vorgehensweise (teilweise) vor (Az.: IV 
A 5 – S 7206 – 7/06). 
 
Zunächst gilt, dass die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitstätte seitens des Finanzministe-
riums systemrichtig als betriebliche Fahrten angesehen werden. Daraus folgt, das die Ein-
Prozent-Regelung weiterhin Anwendung finden kann, wenn bereits diese Fahrten mehr als 50 
Prozent der Jahreskilometerlaufleistung des Kfz ausmachen. Wenn dem nicht schon so ist, 
muss der Unternehmer die mehr als 50-prozentige Nutzung in geeigneter Form glaubhaft ma-
chen. Bei der Bestimmung der „geeigneten Form“ gibt sich das Ministerium ungewohnt unbüro-
kratisch. So sollen bereits Eintragungen im Terminkalender, Kilometerabrechnungen gegenüber 
Auftraggebern, Reisekostenaufstellungen sowie andere Abrechnungsunterlagen zur Glaubhaft-
machung geeignet sein, was im Hinblick auf die Gültig seit Anfang 2006 eine deutliche Erleichte-
rung sein dürfte. 
 
Sind solche Unterlagen nicht vorhanden, muss eine formlose Aufzeichnung der Kfz-Nutzung 
über einen repräsentativen Zeitraum von in der Regel drei Monaten geführt werden. Leider ist 
das unbürokratische Vorgehen hier nicht konsequent weiterverfolgt worden, denn die formlose 
Aufzeichnung muss neben den Angaben über die betriebliche Fahrt, also eine Notiz zum Anlass 
und der jeweils zurückgelegten Strecke, auch die Kilometerstände zu Beginn und Ende des Auf-
zeichnungszeitraumes enthalten. 
 
Nähere Infos: Christoph Iser, E-Mail: Stb.Iser@Steuerempfehlung.de, Internet: 
www.steuerempfehlung.de. 
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Stillschweigende Vertragsänderung bei Teilzeitkraft 
 
Setzt ein Arbeitgeber eine als Teilzeitkraft eingestellte Arbeitnehmerin über mehrere Jahre im 
Umfang einer Vollzeitkraft ein, kann dies zu einer stillschweigenden Änderung des Arbeitsver-
trags führen. Die Folge: Der Arbeitgeber gerät in Annahmeverzug, wenn er den Arbeitnehmer 
nur noch im Umfang der ursprünglich vereinbarten Arbeitszeit einsetzt. Das hat das Landesar-
beitsgericht Hamm im Fall einer Hilfskraft im Buch- und Zeitschriftengroßvertrieb entschieden, 
die laut Arbeitsvertrag 28,5 Stunden/Woche beschäftigt werden sollte, tatsächlich aber über 
mehrere Jahre im Rahmen einer Vollzeitkraft eingesetzt worden war. In der Begründung ver-
weist das Gericht darauf, dass die im schriftlichen Arbeitsvertrag enthaltene Regelung still-
schweigend abgeändert worden sei. Die vereinbarte Schriftformklausel im Vertrag stehe dem 
nicht entgegen. Die Abgrenzung zwischen Überstunden und individuell regelmäßiger über die 
Arbeitszeit hinaus geleisteter Arbeit erfolge danach, ob aufgrund besonderer Umstände ein zu-
sätzlicher Arbeitsanfall zu bewältigen sei oder ob es sich um ständige Mindestarbeitsleistung 
oberhalb der vorgesehenen Arbeitszeit handele. Werde regelmäßig eine bestimmte höhere Ar-
beitsleistung abgerufen und erbracht, sei dies Ausdruck der vertraglich geschuldeten Leistung. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 4. Mai 2006; Az.: 8 Sa 2046/05) 
 
Ordentliche Änderungskündigung: Kündigungsfrist berücksichtigen 
 
Spricht ein Arbeitgeber eine ordentliche Änderungskündigung aus, die schon vor Ablauf der dem 
Arbeitnehmer zustehenden Kündigungsfrist in Kraft treten soll, führt dies zur Unwirksamkeit der 
Kündigung. Das hat das Landesarbeitsgericht Hamm im Fall eines Fräsers bei einem Anlagen-
hersteller entschieden, der als Folge wirtschaftlicher Schwierigkeiten Kosteneinsparungen bei 
Urlaub und Sonderzahlungen umsetzen wollte. Dabei sollten die neuen Bedingungen schon vor 
Ablauf der Kündigungsfrist gelten. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass die 
Änderungskündigung unwirksam sei, da die angebotene Vertragsänderung bereits vor Ablauf 
der Kündigungsfrist in Kraft treten solle. Von dem Arbeitnehmer werde damit verlangt, dass er 
auf die ihm gesetzlich zustehende Kündigungsfrist verzichten solle, ohne dass dafür ein wichti-
ger Grund vorliege. Die Änderung der Vertragsbedingungen sei damit nicht sozial gerechtfertigt. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 18. Januar 2006; Az.: 14 Sa 1126/05) 
 
 
Impressum: 
 
Verantwortlich und Redaktion: 
Ass. Heike Cloß, Tel.: (0681) 9520-600, Fax: (0681) 9520-690,  
E-Mail: heike.closs@saarland.ihk.de
IHK Saarland, Franz-Josef-Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
 
 
 
Ihre Ansprechpartnerin: 
 
Heike Cloß 
Tel.: (0681) 9520-600 
Fax: (0681) 9520-690 
E-Mail: heike.closs@saarland.ihk.de
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